Eine Landessatzung für Südtirol

1. Braucht Südtirol eine Landessatzung?

Kurt Nuspliger ist Staatsschreiber des Kantons Bern. So wie die schweizerischen Gemeinden in der Regel einen Gemeindeschreiber haben [in Südtirol heisst dieses Amt Gemeindesekretär], so haben die Kantone in der Schweiz in der Regel einen Staatsschreiber. Der Staatsschreiber ist der höchste Beamte des Kantons.

Als höchster Beamter des Kantons Bern kennt Kurt Nuspliger diesen sehr genau. Und in der Schweiz ist es durchaus üblich, dass derjenige, der viel weiss, gerufen wird sein Wissen weiterzugeben. Kurt Nuspliger ist also auch Honorarprofessor an der Universität Bern und als solcher hat er ein Vorlesungsskript herausgebracht mit dem Titel „Bernisches Staatsrecht und Grundzüge des Verfassungsrechts der Kantone“ (Stämpfli Verlag AG Bern 2004). 

In diesem Buch ist nachzulesen, dass von 26 Kantonen der Schweiz deren 21 in den letzten Jahren ihre Verfassungen einer Totalrevision unterzogen haben bzw. gerade dabei sind, das zu tun. Was sind die Gründe dafür, dass so viele Kantone ihre Verfassungen neu schreiben?

Bei allen Totalrevisionen ist neben materiellen Änderungen das Anliegen nach formaler Erneuerung bedeutsam. Den alten Verfassungen fehlten eine stringente Systematik und ein klarer Aufbau. Die Aufzählung der Aufgaben des Staates [damit ist der Kanton gemeint] und der Kompetenzen der verschiedenen Organe waren oft bruchstückhaft und von der Realität überholt. Durch eine Totalrevision werden diese Mängel behoben, und die Verfassung ist wieder Abbild der tatsächlichen Verhältnisse im Kanton. Die Kantone messen der Orientierungs- und Informationsfunktion der Verfassungen denn auch eine grosse Bedeutung zu. (Nuspliger, S. 16)

Die Kantonsverfassungen haben also eine Orientierungs- und Informationsfunktion, die die alten Verfassungen nicht mehr erfüllten. Worüber orientieren und informieren sie? 

Kantonsverfassungen sollen die politischen Grundfragen thematisieren. Es ist deshalb richtig, dass sich die neueren Kantonsverfassungen nicht auf ein Organisationsstatut beschränken. Sie enthalten neben organisatorischen Normen auch Aussagen zu den Rechten und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger, zur Sozial- und Rechtsstaatlichkeit des Kantons und zu den demokratischen Institutionen. Auch die Grundzüge über die Organisation und Aufgaben der Gemeinden und deren Handlungsspielräume werden thematisiert. Die Kantonsverfassungen werden dadurch zu „vollständigen Verfassungen“. Dabei handelt es sich nicht um völlige Neuschöpfungen. Eine Verfassung kommt nicht ohne „Traditionsanschluss“ aus. Das in historischer Erfahrung Bewährte ist jedoch mit dem „Geist der Zeit“ so zu verknüpfen, dass auch Möglichkeiten der Zukunftsgestaltung im Verfassungstext zum Ausdruck kommen. Die Kunst der Verfassungsgebung auch im kantonalen Raum besteht in der rechtlich und sprachlich prägnanten Verbindung von Tradition und Offenheit für die Zukunft, von Stabilität und Dynamik, von Abbildung des Vorhandenen mit zukunftsgerichteter Steuerung. (Nuspliger, S. 14) 

Welche weitere Funktion kommt der Kantonsverfassung zu?

Sie soll den Bürgerinnen und Bürgern ein Bild über die Aufgaben des Staates [damit ist der Kanton gemeint] vermitteln, dem staatlichen Handeln Legitimation verschaffen und den Zusammenhalt der im Gemeinwesen lebenden Bürgerinnen und Bürgern festigen (Integrationsfunktion). (Nuspliger, S. 13 f.)

Beim Lesen dieser Passagen stellte sich mir mit einem Mal die Frage: Braucht Südtirol auch eine Verfassung, die orientiert, informiert und integriert? Oder anders gefragt: Jede Gemeinde in Südtirol hat eine Gemeindesatzung – ist es Zeit, dass sich auch das Land Südtirol eine Landessatzung gibt?

2. Was ist mit Verfassung und Autonomiestatut?

Man könnte auf die oben gestellte Frage erwidern: Wozu denn eine Landessatzung für Südtirol? Es gibt doch eine Verfassung für das gesamte Italien. Und wir haben das Sonderstatut der Region Trentino-Südtirol, das Autonomiestatut.

Es sei daran erinnert, die Verfassung enthält:

A. die „Grundlegenden Rechtssätze“ (Art. 1 bis 12)

B. die „Rechte und Pflichten der Staatsbürger“ (Art. 13 bis 54)

C. die „Rechtsordnung“ (Art. 55 bis 139)

D. die „Übergangs- und Schlussbestimmungen“ (I bis XVIII)

Und das Autonomiestatut regelt:

1. die „Errichtung der Region Trentino-Südtirol und der Provinzen Trient und Bozen“ (I. Abschnitt), inbegriffen die Befugnisse der Region und der Provinzen (II. und III. Kapitel des I. Abschnitts)

2. die „Organe der Region und der Provinzen“ (II. Abschnitt)

3. die „Genehmigung, Beurkundung und Kundmachung der Gesetze und Verordnungen der Region und der Provinzen“ (III. Abschnitt)

4. die „Örtlichen Körperschaften“ (IV. Abschnitt)

5. das „Öffentliche Gut und Vermögen der Region und der Provinzen“ (V. Abschnitt)

6. die „Finanzen der Region und der Provinzen“ (VI. Abschnitt)

7. die „Beziehungen zwischen Staat, Region und Land“ (VII. Abschnitt)

8. die „Stellenpläne der Bediensteten von Staatsämtern in der Provinz Bozen“ (VIII. Abschnitt)

9. die „Organe der Rechtsprechung“ (IX. Abschnitt)

10. die „Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof“ (X. Abschnitt)

11. den „Gebrauch der deutschen Sprache und des Ladinischen“ (XI. Abschnitt)

12. die „Schluss- und Übergangsbestimmungen“ (XII. Abschnitt)

Wozu soll es da noch eine Landessatzung für Südtirol brauchen?

3. Grundrechte in einer Südtiroler Landessatzung?

Auf der Suche nach guten Gründen für eine Südtiroler Landessatzung lasse ich mich weiter von Kurt Nuspliger inspirieren. So hebt dieser die Wichtigkeit von Grundrechtskatalogen in den Kantonsverfassungen vor. 

Die meisten neueren Kantonsverfassungen kennen einen umfassenden Grundrechtskatalog. Einzelne Kantone – Uri und Thurgau – beschränken sich allerdings auf eine bloss stichwortartige Aufzählung. … Einzig der Kanton Graubünden kennt weder einen Grundrechtskatalog noch eine stichwortartige Aufzählung. Die neue Bündner Verfassung verankert lediglich den Hinweis, dass die Grundrechte und Sozialziele sowie die Verfahrensgarantien und der Rechtsschutz im Rahmen der Bundesverfassung und der für die Schweiz verbindlichen internationalen Abkommen gewährleistet sind.

Den kantonalen Grundrechten kommt nach ständiger Praxis des Bundesgerichts nur dann eine selbstständige Bedeutung zu, wenn die kantonale Verfassungsnorm in Bezug auf den Schutz des Einzelnen weiter geht als die Grundrechte der Bundesverfassung oder der Europäischen Menschenrechtskonvention. (…)

Obwohl kantonale Grundrechte nur punktuell eigenständige Rechtswirkungen entfalten und sie darüber hinaus nur Informationscharakter haben, ist ein kantonaler Grundrechtskatalog dennoch sinnvoll, weil er

· einen Grundpfeiler der kantonalen Staats- und Rechtsordnung darstellt und eine Legitimationsgrundlage für sämtliches staatliches Handeln bildet;

· bestehende Grundrechte erweitern und neue Grundrechte gewährleisten kann;

· die Weiterentwicklung der Grundrechte auf Bundesebene beeinflussen kann.

(Nuspliger, S. 20 f.)

Auch der Grundrechtsteil einer Südtiroler Landessatzung könnte über die in der Italienischen Verfassung oder im Autonomiestatut verankerten Grundrechte hinausgehen. Ausser der Informations-, Orientierungs- und Integrationsfunktion käme dann der Südtiroler Landessatzung eine Pionierrolle zu. Ein Blick nach Bern verrät wie.

In wichtigen Bereichen hat die Berner Verfassung [in Kraft seit dem 1. Januar 1995] bei der Gewährleistung von Grundrechten neue Wege beschritten oder besondere Akzente gesetzt. Nachfolgend werden Grundrechte dargestellt, bei denen der Kanton Bern eine Pionierrolle übernommen hat oder die – auch angesichts der revidierten Bundesverfassung [in Kraft seit dem 1. Januar 2000] – von besonderer Bedeutung sind.

a. Gleichstellung von Mann und Frau
Artikel 10 Absatz 3 KV [Kantonsverfassung] verpflichtet Kanton und Gemeinden, die tatsächliche Gleichstellung von Frau und Mann zu fördern. Daraus ist zu schliessen, dass Förderungsmassnahmen zu Gunsten von Frauen zulässig sind und nicht zum Vornherein gegen den Rechtsgleichheitsgrundsatz verstossen. Daher wäre es von Verfassung wegen beispielsweise zulässig, Quotenregelungen vorzusehen. (…)

Die Förderung der tatsächlichen Gleichstellung nach Artikel 10 Absatz 3 KV geht im Übrigen über die rechtliche Gleichstellung gemäss Artikel 10 Absätze 1 und 2 KV hinaus. Inzwischen enthält auch die BV [Bundesverfassung] in Artikel 8 Absatz 3 Satz 2 einen Gesetzgebungsauftrag zur (rechtlichen und) tatsächlichen Gleichstellung von Mann und Frau, weshalb die KV keine weitergehenden Rechte als die Bundesverfassung einräumt. (Nuspliger, S. 45 f.)

In diesem Zusammenhang ist interessant zu erwähnen, dass auch das Autonomiestatut seit seiner letzten Revision – in Kraft seit dem 16. Februar 2001 – einen Gesetzgebungsauftrag an den Südtiroler Landtag zu diesem Thema enthält: „Um zu erreichen, daß beide Geschlechter in gleichem Maße vertreten sind, werden mit genannten Landesgesetz [evtl. in einer Südtiroler Landessatzung] paritätische Bedingungen für die Teilnahmen an den Wahlen gefördert“ (Artikel 47 Absatz 2 Satz 2 des Autonomiestatuts). Doch richten wir unseren Blick wieder nach Bern.

d. Öffentlichkeitsprinzip

Artikel 17 Absatz 3 KV gewährt ein selbstständiges Recht auf Einsicht in amtliche Akten, soweit keine überwiegenden öffentlichen oder privaten Interessen entgegenstehen. Damit wird das staatliche Handeln durchsichtiger und überprüfbar. Der Grundsatz der Transparenz ist eine fundamentale Leitlinie für das Verhältnis demokratisch legitimierter Behörden zu den Bürgerinnen und Bürgern des Gemeinwesens. Das Öffentlichkeitsprinzip schafft Vertrauen. Es ist auch die adäquate Antwort des Staates auf die Herausforderungen der modernen Kommunikationsgesellschaft. Mit der Einführung des Öffentlichkeitsprinzips übernahm der Kanton Bern eine Pionierrolle in der Schweiz.

In der Zwischenzeit sind weiter Kantone dem bernischen Beispiel gefolgt. In jüngster Zeit haben die Kantone Neuenburg, St. Gallen, Schaffhausen und Solothurn in diesem Bereich neues Verfassungsrecht geschaffen. Andere Kantone haben das Öffentlichkeitsprinzip auf Gesetzesstufe eingeführt (Genf und Jura) oder prüfen dies (Waadt, Ticino, Aargau, Wallis). Weitere Kantone sind daran, die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips zu prüfen – teilweise im Zusammenhang mit Totalrevisionen ihrer Verfassungen (Basel-Stadt, Freiburg, Zürich, Luzern). Vereinzelt wird auch die Informationsfreiheit zu einem Recht auf Information ausgedehnt, wobei der Nachweis eines schutzwürdigen Interesses verlangt wird (Basel-Landschaft, Appenzell-Ausserrhoden). 

Der Bund kennt das Öffentlichkeitsprinzip bisher nicht. Seine Einführung wird aber geprüft, nicht zuletzt gestützt auf die positiven Erfahrungen im Kanton Bern. (…)

e. Informationspflicht

Das Korrelat zum Öffentlichkeitsprinzip bildet die Informationspflicht der Behörden. Eine aktivere behördliche Informationspolitik und ein erleichterter Zugang der Bürgerinnen und Bürger zu Akten, die sich bei Behörden befinden, verbessern die Wirksamkeit und die demokratische Legitimität des Staates unter den Bedingungen der modernen Kommunikationsgesellschaft. Gemäss Artikel 70 KV müssen die Behörden über ihre Tätigkeit ausreichend informieren.

Die Grundsätze und das Verfahren zur Information über die Tätigkeit der Behörden sind im Gesetz über die Information der Bevölkerung (IG [Informationsgesetz]) geregelt. Es legt auch fest, welche Bereiche nicht öffentlich sind, z.B. Sitzungen des Regierungsrates, von Kommissionen des Grossen Rates [das Parlament des Kantons] sowie von Gremien auf kommunaler Ebene (vgl. Art. 4, 7 und 11 IG). (…)

f. Versammlungs- und Vereinsfreiheit

Artikel 19 Absatz 1 KV garantiert die nun auch in Artikel 22 und 23 BV gewährte Versammlungs- und Vereinsfreiheit. Die bernische Verfassung gewährt aber darüber hinaus in Artikel 19 Absatz 2 KV einen bedingten Anspruch auf die Durchführung von Kundgebungen auf öffentlichem Grund. Zwar können Kundgebungen durch Gesetz oder Gemeindereglement bewilligungspflichtig erklärt werden, sie sind aber zu gestatten, wenn ein geordneter Ablauf gesichert und die Beeinträchtigung der anderen Benutzerinnen und Benutzer zumutbar erscheint. Damit werden die Voraussetzungen für die Bewilligung einer Demonstration abschliessend festgelegt.

g. Petitionsrecht

Artikel 20 KV verpflichtet die Behörden nicht nur, Petitionen entgegenzunehmen, sondern auch, diese innerhalb eines Jahres zu beantworten und materiell auf sie einzutreten. Damit geht die Kantonsverfassung weiter als Artikel 33 BV, welcher weder eine Frist noch einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf materielle Behandlung oder Beantwortung einer Petition kennt. 

(Nuspliger, S. 47 ff.)

4. Sozialrechte und Sozialziele in einer Südtiroler Landessatzung?

Über die Grundrechte hinaus, könnten in einer Südtiroler Landessatzung Sozialrechte und Sozialziele beschrieben werden. 

Der Inhalt der Sozialrechte bestimmt sich im Kern aus dem Gedanken jener elementaren Solidarität, welche die Gemeinschaft allen Notleidenden ihrer Menschenwürde willen schuldet. Die Sozialrechte stellen verfassungsmässige Rechte dar und sind vor Gericht unmittelbar durchsetzbar. Die vom Kanton gewährten Sozialrechte finden sich in Artikel 29 KV.

Nach Artikel 29 KV hat jede Person bei Notlagen Anspruch auf Obdach, auf die für ein menschenwürdiges Leben notwendigen Mittel und auf grundlegende medizinische Versorgung. Darüber hinaus hat jedes Kind Anspruch auf Schutz, Fürsorge und Betreuung und auf eine seinen Fähigkeiten entsprechende, unentgeltliche Schulbildung. Bei Notlagen besteht ein grundsätzlicher Anspruch auf finanzielle Mittel.

Das Bundesgericht hatte das Recht auf Existenzsicherung 1995 als ungeschriebenes Grundrecht anerkannt und festgestellt, die Sicherung elementarer menschlicher Bedürfnisse wie Nahrung, Kleidung und Obdach sei die Bedingung menschlicher Existenz und Entfaltung überhaupt. Auf dieses Recht können sich auch Ausländerinnen und Ausländer berufen, und zwar ungeachtet ihres aufenthaltsrechtlichen Statuts. Das 1995 gewährte Grundrecht ist inzwischen in den Verfassungstext aufgenommen worden. Wer in Not ist, hat gemäss Artikel 12 BV Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich ist. Das Recht auf Existenzsicherung gilt aber nicht absolut; wer in der Lage ist, für sich selbst zu sorgen, hat keinen Anspruch auf Sozialhilfe. (…)

Sozialziele bezeichnen die elementaren sozialen Bedürfnisse, deren Befriedigung dem Sozialstaat aufgetragen ist. Sie richten sich in erster Linie an die rechtsetzenden Behörden von Kanton und Gemeinden und sind nicht gerichtlich durchsetzbar. Die Formulierungen in Artikel 30 KV entsprechen weitgehend den Bestimmungen des internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UNO-Pakt I). Über den heute von der Gesetzgebung gewährleisteten sozialen Standard hinaus geht einzig die Zielsetzung des Mutterschaftsschutzes (vgl. Art. 30 Abs. 1 Bst. c KV). 

(Nuspliger, S. 50)

5. Der Aufgabenkatalog des Landes Südtirol in einer Südtiroler Landessatzung?

Das Autonomiestatut enthält eine Aufzählung der Befugnisse des Landes Südtirol (Artikel 8 ff.). Weitere Bestimmungen dazu finden sich in den Durchführungsbestimmungen zum Autonomiestatut. In einer Südtiroler Landessatzung könnte ein systematisch verfasster, klar formulierter, aktueller Aufgabenkatalog des Landes Südtirol angeführt werden. 

Es gibt gute Gründe für die Aufnahe eines Aufgabenkatalogs in die [Kantons-]Verfassung:

· Aus föderalistischer Sicht besteht ein Bedürfnis der Kantone, gegenüber dem Bund jene Bereiche zu kennzeichnen, in welchen eigenständiges kantonales Handeln möglich und sinnvoll ist.

· Aus verfassungstheoretischer Sicht haben Aufgabenkataloge eine Informationsfunktion zu übernehmen. Sie zeigen den Bürgerinnen und Bürgern, in welchen Bereichen der Kanton steuern eingreifen kann. Damit kann zugleich kantonales Handeln gegenüber kommunalen Zuständigkeiten abgegrenzt werden.

· Aus demokratischer Sicht ist es erstrebenswert, die Kernbereiche staatlichen Handelns in der Kantonsverfassung festzuschreiben. Damit wird für das staatliche Handeln in längerer Sicht und unabhängig von konkreten Problemlagen eine demokratische Legitimation erreicht. Ein Aufgabenkatalog dient zudem der Absteckung der Grenzen zwischen staatlicher und privater Tätigkeit, welche in der Diskussion um die Subsidiarität staatlichen Handelns an Bedeutung gewinnt. (Nuspliger, S. 23)

6. Das Organisationsrecht des Landes Südtirol in einer Südtiroler Landessatzung?

Im oben bereits zitierten Artikel 47 Absatz 2 des Autonomiestatus steht in Satz 1:

In Übereinstimmung mit der Verfassung und den Grundsätzen der Rechtsordnung der Republik sowie unter Achtung der internationalen Verpflichtungen und der Bestimmungen dieses Kapitels bestimmt das Landesgesetz, das vom Landtag mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder zu genehmigen ist, die Regierungsform der Provinz …

Dieser Passus enthält einen Gesetzgebungsauftrag an den Südtiroler Landtag, für das Land Südtirol die Regierungsform zu bestimmen – mit anderen Worten für das Land Südtirol ein Organisationsrecht zu erlassen. Was darunter „insbesondere“ zu verstehen ist, wird im Passus in der Folge spezifiziert. 

… insbesondere die Modalitäten für die Wahl des Landtages, des Landeshauptmannes und der Landesräte,

die Beziehungen zwischen den Organen der Provinz,

die Einreichung und die Genehmigung des begründeten Misstrauensantrags gegen den Landeshauptmann,

die Fälle von Unwählbarkeit und Unvereinbarkeit in Zusammenhang mit diesen Ämtern sowie

das Initiativrecht der Bürger hinsichtlich der Landesgesetze und

das Verfahren zur Durchführung der Volksabstimmung zur Abschaffung [Änderung oder Einführung] von Landesgesetzen sowie der Volksbefragung auf Landesebene in Zusammenhang mit der Billigung von Vorhaben bzw. der Verwirklichung von Projekten.

Grundsätzliches zum Organisationsrecht der schweizerischen Kantone findet sich in den Kantonsverfassungen. Dort werden die Volksrechte aufgezählt (Wahl-, Initiativ- und Referendumsrechte; vgl. Nuspliger S. 58 ff.), die Beziehungen und Befugnisse von Kantonsparlament und Regierung bestimmt (vgl. Nuspliger S. 69 ff.) sowie die Finanzordnung beschrieben (vgl. Nuspliger S. 82 ff.). Die Details dazu stehen in verschiedenen Gesetzen. Auch eine Südtiroler Landessatzung könnte das Grundsätzliche zum Organisationsrecht des Landes Südtirol beschreiben, während die Details in weiteren Landesgesetzen enthalten wären.

7. Abbildung der tatsächlichen Verhältnisse im Land und Perspektiven für die Zukunftsgestaltung in einer Südtiroler Landessatzung?

Das Land Südtirol hat keine Landessatzung. Einiges von dem, was dort geschrieben sein könnte, steht in übergeordneten Rechtserlassen: Der Europäischen Menschenrechtskonvention, der Italienischen Verfassung, dem Autonomiestatut, den Durchführungsbestimmungen zum Autonomiestatut. Anderes steht in Gesetzen oder Verordnungen der Region oder des Landes. Vieles könnte oder sollte noch gesagt werden. Vielleicht ist es Zeit, diese vielen geschriebenen und ungeschriebenen Teile, die die Südtiroler Realität mit ausmachen, zusammenzutragen und eine Südtiroler Landessatzung zu schreiben die orientiert, informiert und integriert? 

Art. 1 Das Land Südtirol

1 Das Land Südtirol ist ein freiheitliches, demokratisches und soziales Land.

2 Die Staatsgewalt beruht auf dem Volk. Sie wird durch die Stimmberechtigten und die Behörden ausgeübt.

Art. 2 Verhältnis zum italienischen Staat und zur Europäischen Union

1 Das Land Südtirol ist eine autonome Provinz des italienischen Staates.

2 Es arbeitet mit der Region Trentino-Südtirol, dem italienischen Staat und der Europäischen Union zusammen und versteht sich als Mittler zwischen der deutschen und italienischen Kultur.

Erfolgreiche Verfassungsgebung setzt voraus, dass die Ansprüche und Erwartungen verschiedener gesellschaftlicher Gruppierungen erfüllt werden. Verfassungen müssen sich deshalb im Rahmen eines pluralistischen Grundkonsenses bewegen. In diesem Rahmen solle sie Perspektiven der Zukunftsgestaltung vermitteln. (Nuspliger, S. 14)

-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Petition an den Landtag zur Verabschiedung einer Landessatzung für Südtirol

Sehr geehrte Mitglieder des Südtiroler Landtages, ich bitte sie, sich für die Verabschiedung einer Landessatzung für Südtirol einzusetzen. Es ist Zeit.

	Vorname
	Name
	Strasse
	Gemeinde
	Unterschrift

	Stefan 
	Pöder
	Spitalgasse 1
	39011 Lana
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	


Nachtrag I: Zu den verfahrensrechtlichen Lösungen bei der Verabschiedung einer Südtiroler Landesatzung

Zehn Kantone liessen ihre Verfassungen durch einen eigens gewählten Verfassungsrat revidieren, elf Kantone überliessen diese Aufgabe dem ordentlich gewählten Parlament. In letzterem Falle wurden unterschiedliche organisatorische Lösungen gewählt, so beispielsweise mit der Einsetzung einer vorberatenden Verfassungskommission, die den Einbezug von interessierten Kreisen und Experten erlaubte und eine Art „Verfassungsrat im Kleinen“ darstellte. Neuland beschritten einzelne Kantone mit einer vorgängigen Revision der Revisionsbestimmungen ihrer alten Verfassungen, was ein flexibleres Abstimmungsverfahren erlaubte (Grundsatz-, Varianten- und Paketabstimmungen), um eine Summierung von Neinstimmen wegen einzelner kontroverser Punkte zu vermeiden. (Bernhard Ehrenzeller, Reformprozesse im Verfassungsrecht von Bund und Kantonen, in: Daniel Thürer et al. (Hrsg.), Verfassungsrecht der Schweiz, Zürich 2001, S. 211 f.)

Grundsätzlich können zwei verschiedene Wege zur Verabschiedung einer Südtiroler Landessatzung gegangen werden. Der erste Weg ist jener über den Südtiroler Landtag. Der zweite Weg ist jener über eine Satzungsgebende Versammlung, die mit Landesgesetz geschaffen und durch eine Wahl besetzt wird. Letztendlich ist aber für das Gelingen der Totalrevision einer Kantonsverfassung bzw. der Neuschreibung einer Landessatzung die Mitwirkung aller „interessierten Kreise und Experten“ ausschlaggebend. Die Mitglieder der Landesverwaltung, die Mitglieder der Landesregierung, die Mitglieder des Landtages, die Südtiroler Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die Mitglieder der Parteien, Vereine und Verbände, die Gemeinden, die interessierten Bürgerinnen und Bürger Südtirols – sie alle sind gerufen einen Beitrag zu leisten für das Gelingen einer Satzungsgebung für Südtirol. 

Tabelle I: Totalrevisionen von Kantonsverfassungen

	Kanton
	Einwohner
	Sitze im Parl.
	Verfahrensart
	Volksabstimmung

	Obwalden
	30.000
	55
	Verfassungsrat
	19.05.1968

	Uri
	35.000
	64
	Verfassungsrat
	28.10.1984

	Nidwalden
	35.000
	60
	Orden. Gesetzg.
	10.10.1965

	Glarus
	35.000
	80
	Orden. Gesetzg.
	01.05.1988

	Appenzell – A.
	50.000
	65
	Orden. Gesetzg.
	30.04.1995

	Jura
	65.000
	60
	Verfassungsrat
	20.03.1977

	Schaffhausen
	70.000
	80
	Orden. Gesetzg.
	22.09.2002

	Neuenburg
	165.000
	115
	Orden. Gesetzg.
	24.09.2000

	Graubünden
	185.000
	120
	Orden. Gesetzg.
	18.05.2003

	Basel – Stadt
	185.000
	130
	Verfassungsrat
	für 2005 geplant

	Thurgau
	225.000
	130
	Orden. Gesetzg.
	04.12.1988

	Freiburg
	235.000
	130
	Verfassungsrat
	16.05.2004

	Solothurn
	245.000
	144
	Verfassungsrat
	08.06.1986

	Basel – Land
	260.000
	90
	Verfassungsrat
	04.11.1984

	Tessin
	310.000
	90
	Orden. Gesetzg.
	14.12.1997

	Luzern
	350.000
	120
	Orden. Gesetzg.
	für 2007 geplant

	St. Gallen
	450.000
	180
	Orden. Gesetzg.
	10.06.2001

	Aargau
	550.000
	200
	Verfassungsrat
	28.09.1980

	Waadt
	625.000
	180
	Verfassungsrat
	14.04.2003

	Bern
	945.000
	200
	Orden. Gesetzg.
	06.06.1993

	Zürich
	1.225.000
	180
	Verfassungsrat
	für 2005 geplant


Quellen: Raimund E. Germann, Die Kantone: Gleichheit und Disparität, in Ulrich Klöti et al. (Hrsg.), Handbuch der Schweizer Politik, Zürich 2002, S. 387 f. und S. 400.

Nachtrag II: Der bundesrechtliche bzw. staatsrechtliche Rahmen für die Kantone bzw. Südtirol und das Trentino bei der Verfassungs- bzw. einer Statutsgebung

	Kantone
	Südtirol und das Trentino

	Bundesrecht fliesst heute in viele Bereiche ein. Da auch internationales Recht, namentliche Staatsvertragsrecht (z.B. die EMRK-Garantien), wie Bundesrecht zu behandeln ist, ist dem kantonalen Betätigungsfeld ein enger Rahmen gesteckt. (Nuspliger, S. 14)
	Idem, wobei für Südtirol und das Trentino zusätzlich die grosse Bedeutung des EU-Rechtes hervorzuheben ist.

	Die Kantone sind verpflichtet, für jede Total- oder Partialrevision ihrer Verfassung die Gewährleistung des Bundes einzuholen (Art. 51 Abs. 2 BV). Der Entscheid über die Gewährleistung der Kantonsverfassung fällt in die Zuständigkeit der Bundesversammlung (Art. 172 Abs. 2 BV) und ist auf eine Rechtskontrolle beschränkt. (Nuspliger, S. 15)
	Die in den Abs. 2 und 3 genannten Landesgesetze [evtl. eine Südtiroler Landessatzung] werden nicht dem Regierungskommissar im Sinne des Art. 55 Abs. 1 bekanntgegeben. Die Regierung der Republik kann die Frage der Verfassungsmässigkeit dieser Landesgesetze innerhalb dreissig Tagen nach deren Kundmachung beim Verfassungsgerichtshof geltend machen. (Art. 47 Abs. 4 des Autonomiestatutes)

	Obwohl die Kantone in der Festlegung ihrer verfassungsrechtlichen Ordnung grund-sätzlich autonom sind, haben Kantons-verfassungen von Bundesrechts wegen folgende Grundsätze zu beachten:

Kantonsverfassungen müssen revidiert werden können, wenn die Mehrheit des Stimmberechtigten es verlangt [Initiativrecht auf Total- und Partialrevision der Verfassung]; Revisionen bedürfen der Zustimmung des Volkes (Art. 51 Abs. 1 BV) [obligatorisches Referendum];

Die Kantone müssen sich nach rechtsstaatlichen Grundsätzen organisieren, das Prinzip der Gewaltenteilung beachten, die Unabhängigkeit der Gerichte und den Vorrang des Gesetzes sicherstellen sowie verschiedene Verfahrensprinzipien vorsehen, welche das Bundesgericht festgelegt hat und welche nun in Art. 29 ff. BV kodifiziert worden sind. Ferner müssen die Grundrechte in der ganzen Rechtsordnung zur Geltung kommen. Wer staatliche Aufgaben wahrnimmt, ist an die Grundrechte gebunden und verpflichtet, zu ihrer Verwirklichung beizutragen (Art. 35 Abs. 1 und 2 BV). Die gilt auch für die Kantone. Art. 5 Abs. 4 BV legt weiter fest, dass die Kantone das Völkerrecht zu beachten haben. (Nus., S. 15)
	Über die im Abs. 2 genannten Landesgesetze wird eine Volksabstimmung auf Landesebene durchgeführt, wenn binnen drei Monaten nach ihrer Kundmachung ein Fünfzigstel der Wahlberechtigen oder ein Fünftel des Landtagsmitglieder dies beantragt [fakultatives Referendum]; die Volksabstimmung wird durch das diesbezügliche Landesgesetz der jeweiligen Provinz geregelt. Erhält das Landesgesetz bei der Volksabstimmung nicht die Mehrheit der gültigen Stimmen, so wird es nicht beurkundet. (Art. 47 Abs. 5 des Autonomiestatutes)

Wurden die Landesgesetze mit der Zweidrittelmehrheit der Landtagsmitglieder genehmigt, so wird die Volksabstimmung nur dann durchgeführt, wenn der diesbezügliche Antrag binnen drei Monaten nach der Kundmachung von eine Fünfzehntel der bei der Landtagswahl wahlberechtigten Personen unterschrieben wird. (Art. 47 Abs. 6 des Autonomiestatutes)

In Übereinstimmung mit der Verfassung und den Grundsätzen der Rechtsordnung der Republik sowie unter Achtung der internationalen Verpflichtungen und der Bestimmungen dieses Kapitels … (Art. 47 Abs. 2 des Autonomiestatutes)


Schlusswort

„Je mehr aber ein Staat übernationales Recht in seine Rechtsordnung aufnimmt und seine Aussenbeziehungen ausbaut, um so wichtiger wird es, dass er seine internen Strukturen verstärkt.“ (Nuspliger, S. 1) [Stichwort: „Glokalisierung“]
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